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V.

Elfafs-Lothringifches Gefetz vom 21. Mai 1879,

betreffend Befchränkungen der Baufreiheit in den neuen Stadttheilen

von Strafsburg.

%. I.

Nach der Bekanntmachung des feftgeftellten Be-

bauungsplanes für das durch die Erweiterung der

Umwallung von Strafsburg der Stadt zutretende Ter-

rain dürfen auf demfelben Gebäude nur unter Beob»

achtung des Alignements und der befonderen Be-

dingungen errichtet werden, welche im Gefundheits-

und Entwäfferungs-Intereffe in einer von dem

Bürgermeifter zu erlaffenden und zugleich mit der

Bekanntmachung des Bebauungsplanes in zwei der für

gefetzliche Publicationeu bezeichneten Zeitungen zu

veröffentlichenden Verordnung vorgefchrieben werden.

@. 2.

Alle Neubauten, fo wie Um- und Ausbauten, welche

vom Tage der Bekanntmachung des. Bebauungsplanes

(g. 1) ab auf den zur Anlegung von Strafsen und

öffentlichen Plätzen beftimmten Grundflächen er—

richtet werden, bleiben, wenn die für die Strafse

oder den öffentlichen Platz beilimmte Grundfläche

dem Eigenthümer im Wege der Zwangsenteignung

entzogen wird, bei Feftftellung der Entfchädigung

unberückfichtigt.

Diejenigen im Bebauungsplane verzeichneten Par-

zellen, welche ganz in die planmäfsigen Strafsen oder

Plätze fallen, fo wie diejenigen, welche von letzteren

fo durchfchnitten werden, dafs der hinter der Flucht-

linie verbleibende Reit kein bebaubares Grundftück

mehr bildet, hat die Stadt bis zum 31. December 1885

zu erwerben.

In die Strafsen oder Plätze fallende Grundßücks-

theile müffen erworben werden, fobald auf den inner-

halb der Fluchtlinie befindlichen Theilen der be—  

treffenden Parzellen Wohnhäufer oder fonitige größere

Gebäude errichtet werden.

€. 3.
Die Eröffnung und Inflandfetzung einer Strafse

erfolgt auf Befehlufs des Gemeinderaths. Diefelbe

mufs erfolgen, fobald die nach der Fagadenlänge zu

berechnende Mehrheit der an die betreffende Strafse

angrenzenden Grundeigenthümer floh verpflichtet,

ihre Grundftücke zu überhauen.

5- 4-
Die an eine Straße angrenzenden Grundeigen-

thümer haben im Verhältnifs der Fagadenlänge ihrer

Grundftücke ,

des zur Strafse erforderlichen Grund und Bodens,

aufser der Bezahlung des Werthes

die Koften der edlen Anlage der Strafse, der Ein—

ebnung, Entwäfferung, des Pflafters und der Trot-

toirs zu tragen.

Dabei kann der einzelne Eigenthümer nicht für

mehr als die Hälfte der Strafsenbreite, und, wenn

die Strafse breiter als 20m ift, nicht für mehr als

10111 herangezogen werden.

Die Stadt ift nicht berechtigt, von den in die

Stadterweiterung fallenden Grundeigenthümern auf

Grund des Artikels 30 des Gefetzes vom 30. Sep-

tember 1807 eine Entfchädigung für den ihren Grund-

ftücken durch die Anlegung der Strafsen und Plätze

erwachfenden Mehrwerth zu verlangen.

Die Zahlung der auf die einzelnen Grundftücke

entfallenden Koflen hat zu erfolgen, fobald auf den?

felben Gebäude errichtet werden.

Die Beitreibung erfolgt in den Formen der Bei—

treibung der directen Gemeindefteuern.

VI.

Auszug aus dem Heffifchen Gefetz vom 30. April 1881,

die allgemeine Bauordnung betreffend.

Artikel 4.

Für die Anlage oder Veränderung von Strafsen

und Plätzen in Städten und Landgemeinden find die

Strafsen— und Baufluchtlinien von dem Gemeindevor-

fland, worunter in diefem Gefetze ftets Bürgermeifter

und Stadtverordneten»Verfammlung, bezw. Gemeinde—

rath zu verfiehen find, dem öffentlichen Bediirfniife

entfprechend, aufzuftellen.

Diefe Aufftellung kann in umfaffenderen Orts-

bauplänen für ganze Orte oder Ortstheile,
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bezw. für“ ganze Strafsen oder Strafsentheile
fiattfindem, und hat dies namentlich zu gefchehen,
wenn die Ueberbauung gröfserer, noch unbebauter
Grundflächen in Ausficht iteht, oder wenn ein Be—
dürfnifs oder eine geeignete Gelegenheit zur Regu-
lirung oder Verbreiterung bettehender Strafsen und
öffentlicher Plätze vorliegt.

Jede Feftfetzung von Fluchtlinien (Art. 4 und 9)
mufs eine genaue Bezeichnung der davon betroffenen
Grundflücke und der etwa darauf itehenden Ge-
bäude und eine Beftimmung der Höhenlage, fo wie
der beabfichtigten Entwäfferung der betreffenden
Strafsen und Plätze enthalten.

Handelt es fich in Folge von umfaffenden Zer-
Itörungen durch Brand oder andere Ereigniffe um
die \Viederbebauung ganzer Ortstheile, fo ift der
Gemeindevorftand verpflichtet, fchleunigft darüber
zu befehliefsen, ob und in wie fern für den betreffen-
den Ortstheil ein neuer Bauplan aufzuftellen ift, und
eintretenden Falls die unverzügliche Feftitellung des
neuen Bauplans zu bewirken.

Für einzelne Strafsentheile hat die Fett-
fetzung der noch mangelnden Fluchtlinien jedenfalls
dann zu erfolgen, wenn an oder in der Nähe einer
Ortsftrafse oder eines öffentlichen Platzes ein neues
Gebäude aufgeführt oder ein beitehendes Gebäude

erneuert oder wefentlich verändert werden foll.

Artikel 5.

Nach Auffiellung eines Ortsbauplans, bezw. einer
Strafsen— oder Baufiuchtlinie il‘t der Plan von dem
Bürgermeifter offen zu legen und dies in ortsüblicher

Art mit dem Bemerken bekannt zu machen, dafs
Einwendungen, bei Vermeidung des Ausfchluffes,

innerhalb einer bettimmt zu bezeichnenden Frilt,

welche je nach dem Umfange des Planes floh auf
14 Tage bis 4 NVochen zu eritrecken hat, bei der

Bürgermeifberei anzubringen find.

Handelt es lich um Feftfetzungen, welche nur
einzelne Gr1unditücke betreffen, fo genügt [tatt der
Offenlegung und Bekanntmachung eine Mittheilung
des Planes an die betheiligten Grundeigenthümer.

Erftreckt floh der Plan der beabfichtigten Feft-
fetzungen auf die Rayons der Feftung Mainz oder
auf öffentliche Flüffe, Chauffeen, Eifenbahnen oder
Bahnhöfe, Eigenthum des Fiscus oder öffentlicher
Anflzdten, oder find bei der Feftfetzung der Flucht-
linien mehrere Gemeinden betheiligt, fo hat die
Bürgermeil'terei dafür zu forgen, dafs den betheiligten
Behörden oder Verwaltungen rechtzeitig zur Wahrung
der ihnen anvertrauten Intereffen Gelegenheit ge«
geben wird.

Artikel 6.

Ueber die gegen den Plan erhobenen Einwen-
dungen hat, foweit (liefelben nicht nach vorgängiger
Verhandlung mit den Betheiligten durch Befehlufs

  

   

des Gemeindevorftands ihre Erledigung gefunden
haben, diejenige Behörde zu befehliefsen, welche
die Genehmigung des Plans zu ertheilen hat; und
zwar find Ortsbaupläne und Baupläne von ganzen
Ortsl'trafsen, nach vorgängiger Begutachtung durch
den Kreisausfchufs, dem Minifterium des Innern und
der Juitiz zur Genehmigung vorzulegen. Handelt es
fich nur um die Feftfetzung von Fluchtlinien für
einzelne Strafsentheile, fo il“: lediglich die Genehmi-
gung des Kreisamts zu erwirken.

Artikel 7.

Auf Grund der erfolgten Genehmigung hat der
Bürgermeifter den Plan ohne Verzug feitzuitellen und
ortsüblich bekannt zu machen, dafs für den ganzen
Ort oder für welche Theile deffelben ein Ortsbau-
plan feftgeftellt werden ilt, deffen Einficht bei der
Bürgermeiiterei Jedermann freifiehe. — Handelt es
fich um Feftfetzungen, welche nur einzelne Grund-
ftücke betreffen, fo kann auch hier an die Stelle
der Bekanntmachung die befondere Mittheilung an
die Betheiligten treten.

Jede fowohl vor als nach Erlafs diefes Gefetzes
getroffene Feftfetzung von Plätzen, Strafsen und
Fluchtlinien kann nur nach Maßgabe der vori‘tehen«
den Bettimmungen aufgehoben oder abgeändert
werden.

Artikel 8.

Die in Art. IO, letzter Abf.‚ 20, letzter Abf., 21
und 29, zweiter Abf. erwähnten ftatutarifchen Be-
[timmungen gelten als Befiandtheile, bezw. Nach-
träge des Ortsbauplans und find nach Mafsgabe der
Artikel 5 bis 7 zu behandeln.

Artikel 9.

Die in Gemäfsheit der Artikel 4 bis 7 feftge-
fiellten Strafsenfluchtlinien bilden zugleich die Bau»
fluchtlinien, d. h. die Grenzen, bis zu welchen die
an der Strafse aufzuführenden Bauten vorzurücken

find und über welche hinaus die Errichtung von
Bauten gegen die Strafse hin unftatthaft ift (Art. 30).
Aus befonderen Gründen können aber von der
Strafsenfluchtlinie verfchiedene Baufluchtlinien be-
hufs Anlage von Vorgärten feftgefetzt werden.

Artikel IO.

Bei Feftfetzung der Fluchtlinien ift auf Förderung
des Verkehrs, der Feuerficherheit und der öffent—
lichen Gefundheit Bedacht zu nehmen, auch darauf
zu halten, dafs eine Verunftaltung der Strafsen und
Plätze nicht eintritt.

Es ift defshalb für die Herftellung einer genügen-
den Breite und Entwäfferung der Straßen, fo wie
einer guten Verbindung der neuen Bauanlagen mit

den bereits beftehenden Sorge zu tragen.
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Ortsftrafsen, welche neu angelegt oder verlängert

und auf beiden Seiten mit Gebäuden befetzt werden,

follen in Städten nicht unter 12,5m und. auf dem

Lande nicht unter 10 m Breite, Trottoirs mitgerechnet,

haben. Eine geringere Breite kann bei neuen Strafsen

nur da zugelaffen werden, wo örtliche Verhältniffe

dies unvermeidlich machen.

Ob und in wie weit eine Strafse nur auf einer

Seite mit Gebäuden befetzt werden fell, ift in dem

Ortsbauplan, bezw. in dem dazu gehörigen ()rtsftatut

zu beftimmen.

Artikel II.

Mit dem Tage der in Art. 7 vorgefchriebenen

Bekanntmachung tritt die Befchränkung des Grund-

eigenthümers hinfichtlich der Einhaltung der Bau—

fiuchtlinien (Art. 9) bei Neubauten, Um- und Aus

bauten endgiltig ein. Gleichzeitig erhält die Gemeinde

das Recht, die durch die feftgefetzten Strafsenflucht-

linien für Strafsen und Plätze beftimmte Grundfläche

dem Eigenthümer gegen volle, nach Mafsgabe des»

Gefetzes über Abtretung von Privateigenthum für

öffentliche Zwecke zu leiftende Entfchädigung zu

entziehen; und zwar, fo fern nicht die Befiimmungen

der Art. 12 und 13 Platz greifen, jeder Zeit und

auf einmal oder ftückweife, fowohl der Länge als

der Breite nach.

So lange die Gemeinde nicht zur Expropriation

fchreitet, kann der Eigenthümer das in die projec-

tirten Strafsen und Plätze fallende Gelände mit einer

dem Bedürfniffe entfprechenden Einfriedigung ver-

fehen und benutzen.

welche eine Werth-

erhöhung des Geländes zur Folge haben, mufs je-

doch der Eigenthümer die Genehmigung der Ge—

Zu Culturveränderungen,

meinde einholen, widrigenfalls für die Wertherhöhung

eine Entfchädigung (lemnächft nur in fo weit ver-

langt werden kann, als die Veränderung auch für

den öffentlichen Zweck felbft, für welchen die Ab-

tretung gefchieht, den Werth des Geländes erhöht.

Wird dem Eigenthümer die Genehmigung zu der

Veränderung verfagt, fo ift die Gemeinde verpflichtet,

das Gelände binnen drei jahren zu erwerben, oder

bei fpäterer Erwerbung den durch etwaige Cultur-

veränderungen erhöhten Werth des Grundflücks zu

vergüten. Dem Eigenthümer ift zu gettatten, Bauten

(Art. 23 des Gefetzes) auf dem Gelände zu errichten;

er ift jedoch verpflichtet, diefelben, wenn das Ge-

lände zur Strafse gezogen wird, ohne irgend einen

Anfpruch auf Entfchädigung felbft zu entfernen oder

deren Entfernung auf feine Koften zu dulden.

Artikel 12.

Der Eigenthümer kann die Entfchädigung für

unbebautes in den Strafsenzug fallendes Gelände,

bezw. die Einleitung des Expropriationsverfahrens

erft dann verlangen, wenn die Gemeinde nach Mafs-  

gabe des Art. 20 veranlafft ift, zur Herftellung der

betreffenden Strafse zu fchreiten.

IPC jedoch das in den Strafsenzug einer neuen

Strafse fallende Gelände zwar unbebaut, aber zur

Bebauung fchon geeignet, weil es zur Zeit der Fett—

Itellung der Fluchtlinie für die neue Straße an der

Fluchtlinie einer anderen in den Bauplan aufge»

theilweife befetzten

Strafse gelegen ift, fo it't die Entfchädigung fchon

dann zu leiften, wenn in der Fluchtlinie der neuen

nommenen und mit Häufern

Strafse, bis zur nächften Queritrafse gerechnet, ein

Gebäude errichtet iit.

Wenn Gelände zu einem öffentlichen Platz be-

ftimmt ift, fo kann die Entfchädigung für das ganze

Gelände verlangt werden, fobald die Grundfläche zu

den den Platz umgebenden Strafsentheilen erworben,

an einer der Platzl'trafsen ein Gebäude errichtet ift

und diefe Strafse an eine bereits eröffnete Strafse

anfchliefst.

Fällt ein vorhandenes Gebäude in den Straßen-

zug oder in die zu einem öffentlichen Platz be-

ftimmte Fläche, fo kann der Eigenthümer von der

Gemeinde die Ueber-nahme des Gebäudes nebft in

die Strafse fallenden zugehörigen Geländes gegen

volle Entfchädigung fchon dann verlangen, wenn

ihm die nachgefuchte Genehmigung zum Um- oder

Ausbau des fraglichen Gebäudes verfagt wird.

Artikel 1 3.

Trifft die Strafsenfluchtlinie ein vorhandenes Ge-

bäude in der Weife, dafs nur ein Theil des Ge—

bäudeareals zum Strafsengelände zu ziehen ift, fo

kann der Eigenthümer doch die Expropriation des

ganzen Gebäudes nach Mafsgabe der Art. II und 12

verlangen.

Das entfprechende Verlangen kann er {tellen

hinfichtlich eines zwar unbebauten, aber zur Be«

bauung geeigneten Grundftücks (Art. 12, Abf. 2),

wenn der durch den Strafsenzug nicht in Anfpruch

genommene Theil deffelben zur Benutzung als Bau-

platz fich nicht mehr eignet und auch nicht mit

anderem bebauten oder bebaubaren Grundbefitze

deffelben Eigenthümers unmittelbar zufammenhängt.

Durch Ortsftatut kann beitimmt werden, welche

Fläche zur Benutzung als Bauplatz nicht mehr ge—

eignet ift.

Artikel 14.

Bei Ahfchätzung von unbebautem, an keiner be-

ftehenden Strafse gelegenen Gelände, welches nach

dem Bauplane zur Herf‘cellung neu anzulegender

Strafsen oder Plätze erforderlich ift, kann daffelbe

nicht zu dem Werthe, welchen es als Bauplatz haben

würde, fondern nur fo hoch abgefchätzt werden,

als es, je nach feiner Befchaffenheit, nach den ge—

fetzlichen Grundlätzen über die Ausmittelung der

Entfchädigungsfumme bei Abtretung von Privat-



eigentlunm zu öffentlichen Zwecken gewerthet wer- ‘
den kann.

War dem Eigenthümer in Gemäfsheit des Schlufs»
fatzes des Art. II die Erlaubnifs zu einem Neubau
ertheilt werden, fo kann aus dem alfo entftandenen
Mehrwerth des Geländes ein Anfpruch auf Ent-
fchädigung nicht abgeleitet werden.

Artikel 15.

Wird für eine Strafse oder einen öffentlichen
Platz eine neue Baufluchtlinie feftgefetzt, welche
von der zugehörigen Strafsenfluchtlinie verfchieden
if’c, fo kann wegen Befchränkung der Baufreiheit
hinfichtlich des betroffenen, dem Grundeigenthümer

verbleibenden Grundeigenthums eine Entfchädigung
nach den für die Entziehung des Grundeigenthums

mafsgebenden Grundfätzen nur verlangt werden:

1) wenn die Baufluchtlinie vorhandene Gebäude

fchneidet und das Grundftück auf Verlangen der
Gemeinde bis zur neuen Fluchtlinie freigelegt
werdlen foll, oder dem Eigenthümer die nach-
gefucchte Genehmigung zum Um» oder Ausbau
des lfraglichen Gebäudes verfagt wird;

2) wenin und fobald in Folge der endgiltigen
Befclhränkung der Baufreiheit (Art. 11) eines
unbe'bauten, aber bisher fchon zur Bebauung
geeigneten (Art. 12, Abf. 2) Grundflücks, der
unbefchränkt bleibende Theil deffelben zur
Benutzung als Bauplatz fich nicht mehr eignet
und auch nicht mit anderem bebauten oder
zur Bebauung geeigneten Grundbefitze des—
felben Eigenthümers unmittelbar zufammen-
hängt.

Im Falle des Abfatzes 2, fo wie auch dann im
Falle des Abfatzes 1, wenn der unbefchränkt bleibende
Theil des Grundltücks fich zur Benutzung als Bau-
platz nicht mehr eignet, ift der Eigenthümer befugt,
fiatt der Entfchädigung für die Befchränkung, die
Expropriation des ganzen Grundftücks zu fordern.

Artikel 16.

Soweit in Folge der Durchführung der in einem
()rts- oder Strafsen—Bauplane feftgefetzten Höhen
lage der Strafsen (des Nivellements, Art. 4) die Be-
fitzer von Gebäuden oder Hofraithen, welche fchon
vor der Feftitellung der Höhen an der zu reguliren—
den Strafse errichtet waren, in der feitherigen Be-
nutzung ihres betreffenden Eigenthums beeinträchtigt
werden, oder, um diefelbe fich zu erhalten, zu bau—
lichen Aenderungen gezwungen find, können fie von
der Gemeinde den Erfatz ihres Schadens bean—
fpruchen. — Bei Feftfetzung der Entfchädigung ift
zu Guntten der Gemeinde die etwaige Wertherhöhung
in Berückfichtigung zu ziehen, welche durch die
neue Einrichtung der betreffenden Liegenfchaft er-
wächst.
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Ueber Anfprüche der Grundeigenthümer auf
Grund der Art. 12, 13, 15 und 16 entfcheiden die
Gerichte.

Artikel I 7.

IPC in dem Ortsbauplan die Schließung eines be
fiehenden Gemeindewegs vorgefehen, fo iii; die Ge—
meinde berechtigt und auf Verlangen des betreffen—
den Grundbefitzers verpflichtet, folche Grundftücke,
welche an diefem Gemeindewege gelegen find, dem-
nächft aber nach Schliefsung (leffelben von keinem
öffentlichen Wege berührt werden, nöthigen Falles
durch Expropriation zu erwerben, fobald fie in Rück-
ficht auf die das betreffende Bauquartier umgebenden
neu hergerichteten Strafsen zur Schliefsung jenes
Gemeindewegs zu fchreiten veranlafft ift. ,

Nach erfolgter Expropriation ilt der befieliende
Gemeindeweg zu fchliefsen, und find die expropri-
irten Grundfiücke an die angrenzenden Grundbefitzer
auf deren Verlangen gegen Erfatz der Koflen in
Eigenthum abzutreten. Die Bedingungen, unter
welchen dies zu gefchehen hat, müffen durch Orts—
ttatut feftgefetzt fein.

Artikel I8.

In Gemeinden, in welchen für die Anlegung
neuer Strafsen in dem Ortsbauplane ausreichend Vor—
fehung getroffen werden ilt, kann durch Ortsftatut
beitimrnt werden, dafs aufserhalb des Bereichs des
Ortsbauplanes Gebäude nicht errichtet werden dürfen.
Ausnahmen hiervon können im Einzelfalle, mit Rück-
ficht auf die Beitimmung, örtliche Lage oder fonftige
Verhältniffe der beabfichtigten Bauten, nach An-
hörung des Gemeindevorf’tandes von dem Minifterium
gettattet werden.

Artikel 19.

Die Herftellung und Unterhaltung der im öffent-
lichen Intereife nothwendigen Ortsitrafsen und öffent—
lichen Plätze liegt der Gemeinde ob, in fo weit nicht
eine befondere Verpflichtung Dritter hierzu befteht
und in fo weit es fich nicht von im Zuge der Kunf‘t-
fl;rafsen liegenden Ortsdurchfahrten handelt, hinficht-
lich deren die desfallfigen befonderen gefetzlichen
Beltimmungen maßgebend find.

Oeffentliche Plätze und Strafsen, welche nicht
Gemeindeeigenthum find, aber dem öffentlichen Ver-
kehre dienen, müffen, in fo weit nicht eine Ver»
pflichtung Dritter hierzu befteht, von der Gemeinde
fachgemäfs hergerichtet und unterhalten werden.

Zur Herftellung neu anzulegender Ortsftrafsen
und öffentlicher Plätze für den Verkehr gehört, dafs
diefelben der durch den Bauplan beftimmten Höhen-
lage gemäfs geebnet, mit den erforderlichen Ein-
richtungen für die Wafferableitung und mit einem
dem Bedürfnifs entfprechenden Stein- oder Kies-
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körper oder Pflafter, fo wie mit Seitenpfaden fiir die

Fufsgänger (Trottoirs) verfehen werden.

Artikel 20.

Die Vorausfetzungen, unter welchen die Eröffnung

und Herfiellung' einer Strafse zu erfolgen hat, fo wie

die Reihenfolge, in welcher die nach dem Ortsbau—

plane anzulegenden Strafsen oder Bauquartiere zu

eröffnen find, können durch Ortsftatut näher heftimmt

werden. Die Gemeinde ift jedoch zur Herftellung

der im Ortsbauplane vorgefehenen Strafsen jeden- ‚

falls dann verpflichtet, wenn an folchen zu beiden

Seiten oder, wo nur eine Strafsenfeite zum Bebauen

befrimmt ift (Art. IO), an diefer Seite neue oder

ältere Gebäude an bettehende Strafsen fich in folcher

Weife anreihen, dafs der gröfsere Theil der neuen

Strafse, bis zur nächfcen Queritrafse gerechnet, als

bebaut anzufehen ift.

Hi die alsbaldige Ausführung einer folchen Ge-

bäudereihe gefichert, fo hat die Gemeinde die Strafsen-

fläche in fo weit zu erwerben und zu ebnen, als er-

forderlich ift, um eine Zufahrt zu jener zu eröffnen,

und hat weiter die für den Ablauf des \Vaffers er-

forderlichen proviforifchen Einrichtungen zu treffen.

Werden, abgefehen von dem im vorigen Abfatze

bemerkten Falle, aufserhalb der angelegten Orts-

ftrafsen und Plätze an den in den Ortsbauplan auf—

genommenen Baulinien oder überhaupt aufserhalb

des Ortsbauplans Gebäude errichtet, fo hat der

Bauende die für die Erbauung und Benutzung folcher

Gebäude oder im öffentlichen Intereffe unentbehr-

liche Zufahrt von der nächften Strafse oder

nächften öffentlichen Wege aus, und die für den

dem

Ablauf des Waffers erforderlichen Einrichtungen nach

den bei der Genehmigung ertheilten Anordnungen

auf eigene Kelten herzuftellen.

Dem zum Ortsbauplan gehörigen Ortsftatut bleibt

vorbehalten, dahin Beftimmung zu treffen, dafs in

Strafsen oder Strafsentheilen, welche noch nicht den

baupolizeilichen Beltimmungen gemäfs für den öffent—

lichen Verkehr und den Anbau fertig hergeftellt

find, Gebäude, die nach (liefen Strafsen ihren Aus-

gang haben, nicht errichtet werden dürfen.

Artikel 2 I .

Durch zum Ortsbauplan gehöriges Ortsftatut kann

feftgefetzt werden, dafs bei der Anlegung einer neuen

oder bei der Verlängerung einer fchon beftehenden

Strafse, fo wie bei dem Anbau an fchon vorhandenen,

bisher unbebauten Strafsen und Strafsentheilen, der

Aufwand für die Erwerbung des zur Strafse nöthigen

Geländes, für die Herftellung der zur Aufnahme des

Regen— und Abfallwaffers in der Strafse anzulegen-

den Canäle, für die Erdarbeiten zur Herftellung des

Strafsenkörpers und für die den Bedürfniffen des

Verkehrs entfprechende erfte Einrichtung der Strafse  

mittels Chauffirung der Fahrbahn und Pflafterung

der Goffen (Rinnen), von den an die Strafse an-

grenzenden Grundbefitzern ganz oder theilweife zu

tragen oder zu erfetzen ifi;, fobald auf ihren be-

treffenden Grundftücken neue oder ältere Gebäude

an die neue Baufluchtlinie zu ftehen kommen, oder-

ihren Ausgang nach der neuen Strafse erhalten. Zu

diefen Verpflichtungen können die an einer Strafsen-

feite angrenzenden Eigenthümer nicht für mehr als

die Hälfte der Strafsenbreite, und wenn (Hefe Breite

mehr als 16m beträgt, nicht für mehr als 8m Breite

herangezogen werden.

Bei Berechnung der Kofien find die Koften der

gefammten Strafsenanlage, einfchliefslich der auf die

Strafsenkreuzungen fallenden, zufammen zu rechnen

und den Eigenthümern nach Verhältnifs der Länge

ihrer die Strafse berührenden Grenze zur Laß; zu

legen. In (liefe Berechnung ift jedoch eine Ver-

gütung für das Gelände der in die neu anzulegende

Strafse fallenden, der Gemeinde gehörigen Wege

und Strafsen nicht aufzunehmen, folches vielmehr

von der“ Gemeinde unentgeltlich zur Strafsenanlage

zu verwenden.

Durch Ortsflatuten kann die in Abfatz I er—

wähnte Verpflichtung der Grundbefitzer hinfichtlich

der vor ihren Grundflücken herziehenden unter-

irdifchen Abzugscanäle auch auf die neue Herftel-

lung folcher Canäle in bereits beftehenden Strafsen,

fo wie auf den Aufwand für Herftellung fchon be-

ftehender Canäle dann ausgedehnt werden, wenn

auch feither die Anlieger zu diefen Koften fchon

herangezogen wurden.

Durch zum Ortsbauplan gehöriges Ortsftatut kann

ferner feftgefetzt werden, dafs die Befitzer von an

neu anzulegenden Strafsen angrenzenden Grundftücken

die Koften der Herftellung und der Unterhaltung

der vor ihren Grundflücken hinziehenden öffent-

lichen Fufswege (Trottoirs) ganz oder theilweife zu

tragen oder zu erfetzen haben und die Grundbefitzer

zu diefen Leiftungen nur mittels Geldbeiträgen zu-

zulaffen find. Die gleiche Anordnung kann auch

für bereits beftehende Strafsen getroffen werden.

Das Ortsltatut hat die näheren Beftimmungen

innerhalb der Grenzen vorftehender Vorfchriften

feftzufetzen und kann dabei anordnen, dafs die be-

treffenden Grundbefitzer für pünktliche Einhaltung

derfelben eine von dem Gemeindevorftand zu be.

ftimmende Caution zu [teilen haben, bevor fie die

Genehmigung zur Errichtung von Gebäuden an der

neu anzulegenden oder bereits eröffneten Strafse er«

halten können. Auf die Unterhaltung der Trottoirs

kann die Cautionspflicht nicht ausgedehnt werden.

Artikel 22.

Die Anlage von Strafsen, für welche kein öffent-

liches Bedürfnifs vorliegt (Privatftrafsen), welche
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aber doclh dem öffentlichen Verkehre unbefchränkt
übergebern werden follen, if’c den betreffenden Grund-
befitzern nur mit Zuftimmung des Gemeindevorftands
und Genehmigung der Polizeiverwaltungsbehörde
unter Einhaltung der von derfelben ertheilten Vor—
fchriften gettattet.

Artikel 3 I.

Die größte zuläffige Höhe der Privatgebäude an
beiderféits angebauten oder anzubauenden Ortsftraßen
von normalmäfsiger Breite (Art. 10) fell, von der
Oberfläche der Straße bis zur Dachtraufe gemeffen,
die Breite der Straße mit Einfchluß der Trottoirs
und der Vorgärten in der Regel nicht um mehr wie
2m überfteigen.

Ifl: die Straße längs des Gebäudes nicht gleich
breit oder ift die Höhenlage der Straße eine an-
fieigende, fo find die Durchfchnittsgrößen für die
Höhe der Gebäude maßgebend.

Von Stockwerken in gebrochenen Dächern (Man—
iardenftockwerken), Zwerchhäufern und gegen die
Straße gerichteten Giebeln wird die halbe Höhe
der Höhe des Gebäudes bis zur Dachtraufe zu-
gerechnet.

Auf Privatgebäude an öffentlichen Plätzen und
Straßen, welche nur auf einer Seite bebaut wer-
den dürfen, finden voritehende Beftimmungen keine
Anwendung.

Localpolizeireglements können nähere Beftim-
mung treffen über die im Allgemeinen zuläffige
größte Höhe von Privatgebäuden, die an engen
oder an mehreren Straßen von ungleicher Breite ge-
legen find.

 

 

Artikel 38.

Gebäude aller Art dürfen an Eifenbahnen nicht
in geringerer Entfernung als 7,5om von der Kante
des Bahnkörpers oder von der Grenze eines Bahn
hofs errichtet werden.

Bei Gebäuden, welche äußere \Nandbekleidungen
oder Bedachungen von brennbaren Stoffen erhalten,
oder in welchen leicht entzündliche Stoffe zubereitet
oder aufbewahrt werden follen, mufs die Entfernung
mindeftens 20m betragen. Auf die zum Betrieb der
Eifenbahn erforderlichen Gebäude finden diefe Be-
fiimmungen keine Anwendung.

In Fällen, in welchen keine Bedenken hinficht»
lich der Feuersgefahr oder des Betriebs der Eifen-
bahn beftehen, oder in welchen umgekehrt die be-
zeichneten Entfernungen nicht als ausreichend er-
fcheinen, können geringere Entfernungen zugelaffen,
bezw. größere Entfernungen verlangt werden.

Den Ortsitatuten bleibt es überlaffen, zu be—
itimmen, in welcher Entfernung von Friedhöfen
Wohngebäude errichtet und Brunnen gegraben wer—
den dürfen.

Ueber die Entfernung neuer Bauten von Land-
1'traßen, Wafenplätzen und Lagerplätzen, fo wie von
öffentlichen Waifern iit durch allgemeine Verord—
nung oder Localpolizeireglements oder im einzelnen
Falle durch polizeiliche Verfügung Beftimmung zu
treffen. In diefer Richtung beitehende Beitimmungen
werden durch gegenwärtiges Gefetz nicht aufgehoben.

Außerhalb des gefchloifenen Wohnbezirks oder
des Ortsbauplans kann die Errichtung von Gebäuden
im einzelnen Falle aus feuer— oder ficherheitspolizei-
lichen Gründen unterfagt werden.

B. Ortsftatute.

VII.

Ortsftatut für die Stadt Berlin vom 8. October 1875,
betreffend Bauverbot an unfertigen Straßen.

Auf Grund des @. II der Städte—Ordnung vom
30. Mai 1853 und des @. 12 des Gefetzes vom
2. Juli 1875 (Gefetzfammlung S. 561) wird für den
hiefigen Gemeindebezirk Folgendes heftimmt:

@. I.

Wohngebäude dürfen an Straßen oder Straßen-
theilen, nach welchen fie einen Ausgang haben,
nur errichtet werden, wenn diefe Straßen oder
Straßentheile den baupolizeilichen Vorfchriften ge—

mäfs befeitigt, entwäffert und mindeftens mittels
einer regulirten Straße zugänglich find.

@. 2.

Ausnahmen in Einzelfällen mit Rückficht auf Um—
fang, Beftimmung, örtliche Lage etc. der beabfich—
tigten Bauten können vorbehaltlich der Zuftimmung
der Baupolizeibehörde von der ftädtifchen Bauver—
waltung bewilligt werden.

 


